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Viele Vermieter nutzen das komplexe Mietrecht zu ihrem Vorteil aus.
Deshalb lohnt es sich, einen genauen Blick in die Rechtsprechung zu werfen. (Teil 1)

KATRIN SPEIGNER

Das österreichische Mietrecht ist
aufgrund der unterschiedlichen
Anwendungsbereiche sowie der
umfangreichen Judikatur ein
Rechtsgebiet geworden, das für
den juristischen Laien kaum zu
überblicken ist. Die anwaltliche
Praxis zeigt, dass sich viele Ver-
mieter die Komplexität des Miet-
rechts zunutze machen.

1. Welche Erhaltungspflich-
ten treffen den Mieter

wirklich?
Besonders wenn es um die Erhal-
tung des Mietgegenstands geht,
sehen viele Mietverträge nach-
teilige Regelungen für den Mie-
ter vor. Dabei kommt es ganz we-
sentlich darauf an, ob ein Miet-
objekt im Voll-, Teil- oder Nicht-
anwendungsbereich des MRG
(Mietrechtsgesetzes) liegt. Wäh-
rend Mietverhältnisse im Voll-
anwendungsbereich des MRG
(„Altbau“ und geförderter Miet-
wohnbau) sehr strengen Bestim-
mungen wie etwa Mietzins-
obergrenzen unterliegen, ist die
Gestaltungsfreiheit im Teilan-
wendungsbereich bedeutend
größer (darunter fallen Eigen-
tumsobjekte mit Baubewilligung
ab 8. Mai 1945 bzw. Mietwohnun-
gen mit Baubewilligung ab 1. Juli
1953). Im Nichtanwendungsbe-
reich (typisch dafür sind Dienst-
wohnungen, Ferienwohnungen
und seit 1. Jänner 2002 auch
Mietverträge über Ein- und
Zweifamilienhäuser) kann der
Mietvertrag freier ausgestaltet
werden. In welchen Anwen-
dungsbereich ein Mietverhältnis
fällt, ist kurz gesagt insbesondere
vom Baujahr und der Ausgestal-
tung des Gebäudes sowie einer
etwaigen staatlichen Förderung
abhängig.

Im Vollanwendungsbereich
des Mietrechtsgesetzes trifft den
Vermieter die Erhaltungspflicht
für die allgemeinen Teile des
Hauses. Den Mietgegenstand
selbst hat der Mieter zu erhalten,

Mietverträge enthalten
häufig unzulässige Klauseln

sofern es sich nicht um die Behe-
bung „ernster Schäden oder Ge-
sundheitsgefährdungen“ handelt.
Im Teil- und Nichtanwendungs-
bereich des Mietrechtsgesetzes ist
hingegen grundsätzlich der Vermie-
ter verpflichtet, den Mietgegen-
stand auf eigene Kosten in brauch-
barem Zustand zu übergeben und
zu erhalten. Diese Verpflichtung
kann und wird in der Praxis regel-
mäßig vertraglich ausgeschlossen.

Auch findet sich die Verpflich-
tung, den Mietgegenstand nach En-
de des Mietverhältnisses frisch aus-
gemalt zurückzustellen, nach wie
vor in zahlreichen Mietverträgen.
Dies ist aus Sicht des Vermieters

Mieter müssen zum Beispiel vor der Rückgabe die Wohnung nicht mehr
ausmalen – mit wenigen Ausnahmen. BILD: SN/APA/GEORG HOCHMUTH

nachvollziehbar, zumal sich dieser
nicht nur die Kosten des Ausmalens
erspart, sondern den Mietgegen-
stand auch nahtlos weitervermie-
ten kann. Eine solche Verpflichtung
ist jedoch sowohl im Voll- als auch
im Teil- und Nichtanwendungs-
bereich des Mietrechtsgesetzes un-
zulässig, da sie den Mieter gegen-
über dem Vermieter gröblich be-
nachteiligt.

Der Mieter muss nur dann die
Wohnung ausmalen, wenn dies bei
der Berechnung des Mietzinses an-
gemessen berücksichtigt wurde
oder wenn sich das auf die über-
mäßige Abnutzung des Mietge-
genstands beschränkt.

2. Wann darf der Vermieter
in die Wohnung?

Häufig räumen sich Vermieter
auch ein umfassendes Besichti-
gungsrecht am Mietgegenstand ein.
Der Vermieter ist zwar grundsätz-
lich berechtigt, den Mietgegen-
stand zu betreten. Gegen den Wil-
len des Mieters ist dies allerdings
nur zulässig, wenn es im Interesse
der Erhaltung des Hauses oder zur
Ausübung der notwendigen Auf-
sicht erforderlich ist. Ein uneinge-
schränktes Besichtigungsrecht des
Vermieters, das auch nicht an be-
stimmte Gründe gebunden wird, ist
im Voll-, Teil- und Nichtanwen-
dungsbereich des Mietrechtsgeset-
zes unzulässig. Dass der Vermieter
die grundlose Besichtigung des
Mietgegenstands vorab anzukündi-
gen hat, hat auf die Rechtswidrig-
keit dieser Klausel keinen Einfluss.

3. Wer bestimmt den
Verwendungszweck?

Die meisten Mietverträge sehen ei-
nen Verwendungszweck vor, der
festlegt, ob das Mietobjekt zu
Wohn- oder zu Geschäftszwecken
gemietet wird. Es steht dem Vermie-
ter im Voll-, Teil- und Nichtanwen-
dungsbereich des Mietrechtsgeset-
zes frei, einen Verwendungszweck
festzulegen, an den der Mieter ge-
bunden ist. Welche Rechtsfolgen
sich aus einem Verstoß ergeben
können, richtet sich wieder nach
der Anwendbarkeit des Mietrechts-
gesetzes.

Im Vollausnahmebereich ist die
Vereinbarung eines Kündigungs-
rechts bei Missachtung des vertrag-
lich festgelegten Verwendungs-
zwecks möglich, da Auflösungs-
gründe (im Rahmen der guten Sit-
ten) frei vereinbart werden können.

Im Voll- und Teilanwendungsbe-
reich des Mietrechtsgesetzes ist der
Vermieter hingegen auf bestimmte,
gesetzlich festgelegte Kündigungs-
gründe beschränkt. Diese können
vertraglich nicht erweitert werden.
Fortsetzung folgt.

Katrin Speigner ist Rechtsanwältin in
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Johann K. ist österreichischer
Staatsbürger, er arbeitet seit 20 Jah-
ren in Köln. Er hat dort geheiratet
und wohnt mit seiner Frau und Kin-
dern in einem Haus. In Österreich
besitzt die Familie in der Nähe von
Salzburg ein Ferienhaus als Zweit-
wohnsitz. Sein deutscher Arbeitge-
ber entsendet ihn für drei Jahre
nach Österreich, wofür er sein Haus
in Salzburg als Domizil nutzt. Jo-
hann K. kehrt fast jedes Wochenen-
de zurück zur Familie nach Köln.

Nun stellt sich die Frage, wo Herr
K. nach dem Einkommensteuerge-
setz ansässig ist. Sowohl nach deut-
schem als auch nach österreichi-
schem Recht hat er einen Wohnsitz

beziehungsweise einen gewöhnli-
chen Aufenthalt, womit er nach bei-
den Rechtsordnungen uneinge-
schränkt steuerpflichtig wäre. Die
Auflösung dieses Paradoxons lässt
sich nach dem Doppelbesteue-
rungsabkommen zwischen Öster-
reich und Deutschland finden: Da
Herr K. in beiden Ländern über eine
ständige Wohnstätte verfügt, ist zu
ermitteln, wo sich sein wahrer Mit-
telpunkt der Lebensinteressen be-
findet.

Zu dieser Frage hat der Verwal-
tungsgerichtshof folgende Linie
vorgegeben: Entscheidend ist das
Gesamtbild der persönlichen und
wirtschaftlichen Verhältnisse, wo-
bei das Überwiegen der Beziehun-
gen zum einen oder anderen Staat
den Ausschlag gibt. Wirtschaftli-

chen Beziehungen kommt in der
Regel eine geringere Bedeutung zu
als persönlichen Beziehungen. Von
Bedeutung sind dabei die Ausübung
des Berufs, die Gestaltung des Fami-
lienlebens sowie Betätigungen reli-
giöser und kultureller Art sowie an-
dere Tätigkeiten zur Entfaltung per-
sönlicher Interessen und Neigun-
gen. Die stärkste persönliche Bezie-
hung besteht im Regelfall zu dem
Ort, an dem jemand regelmäßig mit
seiner Familie lebt.

Es wird daher den persönlichen
Lebensinteressen im Zweifel der
Vorrang gegeben. Im angeführten
Fall spricht vieles dafür, dass sich
während der Entsendungszeit der
Mittelpunkt der Lebensinteressen
von Johann K. weiterhin in
Deutschland befindet. Dies auch

dann, wenn er mittlerweile von sei-
ner Frau geschieden wurde, sich
aber seine neue Lebensgefährtin,
mit der er eine eheähnliche Ge-
meinschaft führt, in Deutschland
aufhält. Anders werden die Dinge
zu sehen sein, wenn Herr K. von sei-
nem deutschen Arbeitgeber auf
Dauer nach Österreich versetzt
wird, wenn die Bindungen zu seiner
Lebensgefährtin eher lose sind,
wenn der Sohn von der geschiede-
nen Gattin betreut wird oder bereits
erwachsen ist und betreuende Kon-
takte durch den Vater nicht mehr
ins Gewicht fallen.

Ob der eine oder andere Fall vor-
liegt, kann also nicht vom Schreib-
tisch aus beurteilt werden. Hierfür
bedarf es im konkreten Fall einge-
hender Sachverhaltsermittlungen

der zuständigen Finanzämter in
Deutschland und Österreich. Am
Ende entscheidet aber in erster Li-
nie der Abgabepflichtige selbst, wo
sein Lebensmittelpunkt sein soll.

Sollte dadurch die Gefahr eines
grenzüberschreitenden Besteue-
rungskonflikts eintreten, dann ist
anzuraten, seine Beurteilung mit
den Finanzämtern der beiden Staa-
ten abzustimmen. Nur dann, wenn
sich auch hier ein Besteuerungs-
konflikt abzeichnet, wäre die Ein-
leitung eines internationalen Ver-
ständigungsverfahrens zur Abklä-
rung der Sache zu empfehlen.
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Kinder
Pflichtteil auch für
außereheliches Kind?

Ein Mann hinterlässt ein Testament,
in dem er seine Ehegattin zur Al-
leinerbin eingesetzt hat. Der Mann
hatte auch einen außerehelichen
Sohn. Kann dessen Pflichtteil ge-
mindert werden?

Der Pflichtteil des außerehelichen
Sohnes kann nur auf die Hälfte ge-
mindert werden, wenn der Mann in
seinem Testament eine solche
Pflichtteilsminderung explizit an-
geordnet hat. Überdies ist eine
Pflichtteilsminderung auf die Hälfte
nur möglich, wenn der Verstorbene
und der Pflichtteilsberechtigte zu
keiner Zeit in einem Naheverhältnis
standen, wie es in der Familie zwi-
schen solchen Verwandten ge-
wöhnlich besteht. Eine Pflichtteils-
minderung steht nicht zu, wenn der
Erblasser die Ausübung des Rechts
auf persönlichen Kontakt mit dem
Pflichtteilsberechtigten grundlos
ablehnte. Mit der Erbrechtsreform,
die mit 1. 1. 2017 in Kraft trat, werden
die Voraussetzungen für eine
Pflichtteilsminderung etwas gelo-
ckert. Es genügt dann eine kontakt-
lose Zeit von 20 Jahren vor dem Tod
des Erblassers.

Zeugen
Ist die Gattin eine gültige
Testamentszeugin?

Anlässlich der Errichtung eines Tes-
taments hat die Ehegattin des ein-
gesetzten Erben das Testament als
Zeugin mitunterschrieben. Ist die-
ses Testament gültig?

Bei einem nicht eigenhändig ge-
schriebenen Testament müssen
drei Zeugen beigezogen werden,
damit es gültig ist. Der Bedachte
selbst oder ein naher Angehöriger
von diesem ist kein gültiger Testa-
mentszeuge. Die Ehegattin ist so-
mit keine fähige Testamentszeugin,
das Testament ist daher ungültig.

Recht
der Erben
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